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Katharina Schindlbeck  
 

Telefon 

09421/ 8006- 1228 
 

Straubing, 08.12.2022 

 
 
 

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);  

Bebauungs- mit Grünordnungsplan für das Sondergebiet (SO) Nah-

versorgung 

Änderung des Flächennutzungsplanes mit Deckblatt Nummer 30 

Änderung des Landschaftsplanes mit Deckblatt Nummer 6 

Frühzeitige Beteiligung der Behörden sowie der Träger sonstiger öf-

fentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zur oben genannten Bauleitplanung nimmt das Amt für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten Deggendorf-Straubing wie folgt fachlich Stellung: 

 

Öffentliche Belange, die das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Fors-

ten zu vertreten hat, werden in C. Hinweise und Empfehlungen unter Punkt 

C.9 „Landwirtschaftliche Immissionen und Belange“ grundlegend berück-

sichtigt. 

 

Durch die vorliegende Planung darf die Erschließung und Bewirtschaftung 

der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen nicht eingeschränkt wer-

den. 

 

Es muss auch sichergestellt sein, dass die umliegenden landwirtschaftli-

chen Betriebe in ihrem Bestand und in ihrer weiteren betrieblichen Entwick-

lung durch die Ausweisung von Bauflächen nicht behindert werden. 

 

Die Grenzabstände zu landwirtschaftlichen Grundstücken sind nach Art. 48 

AGBGB zu berücksichtigen.  
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Ansonsten bestehen aus hiesiger Sicht keine Einwände gegen die Aufstel-

lung eines Bebauungs- mit Grünordnungsplans für das Sondergebiet (SO) 

Nahversorgung und die Änderung des Flächennutzungsplanes mit Deck-

blatt Nummer 30, sowie die Änderung des Landschaftsplanes mit Deckblatt 

Nummer 6. 

 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 
gez. Katharina Schindlbeck 

Landwirtschaftsamtfrau 







 

 
Wasserwirtschaftsamt 

Deggendorf     

    
 

WWA Deggendorf - Postfach 20 61 - 94460 Deggendorf 
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Standort 
Detterstraße 20 
94469 Deggendorf 

Telefon / Telefax 
+49 991 2504-0 
+49 991 2504-200 

E-Mail / Internet 
poststelle@wwa-deg.bayern.de 

www.wwa-deg.bayern.de 

Gemeinde Steinach 
Am Sportzentrum 1  
94377 Steinach 

 

 
Ihre Nachricht Unser Zeichen Bearbeitung  +49 (991) 2504-110 Datum 
28.11.2022  2-4622-SR-190-

42905/2022 
Benjamin Rehm 12.12.2022 

he     
 

Bebauungs-mit Grünordnungsplan für das Sondergebiet (SO) Nahversorgung 
Änderung des Flächennutzungsplanes mit Deckblatt Nummer 30 
Änderung des Landschaftsplanes mit Deckblatt Nummer 6 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden sowie der Träger sonstiger öffentlicher 
Belange 
gem. 84 Abs. 1 BauGB 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

als Träger öffentlicher Belange erteilen wir folgende fachliche Informationen und 

Empfehlungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan gegliedert nach 

Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

1. Wasserversorgung/Wasserschutzgebiete/Grundwasser 

Die Wasserversorgung scheint gesichert. 

Der Vorhabensbereich liegt außerhalb von Wasserschutzgebieten. 

2. Abwasserentsorgung 

Die Abwasserentsorgung scheint gesichert. 
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3. Niederschlagswasser 

Zur Vermeidung von Abflussverschärfungen und zur Stärkung des Grundwasser-

haushaltes ist der zunehmenden Bodenversiegelung entgegenzuwirken und die Ver-

sickerungsfähigkeit von Flächen zu erhalten. Es sollte deshalb das anfallende Nie-

derschlagswasser, insbesondere von Dach und unverschmutzten Hofflächen nicht 

gesammelt werden, sondern über Grünflächen oder Mulden breitflächig versickert 

werden. 

Versickerung: 

Gemäß §55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert werden, soweit 

dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder 

wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

Auf Grund der Aussagen des Planers in den Wasserrechtsunterlagen im be-

nachbarten Baugebiet Kellerberg-West scheint eine Versickerung im Projekt-

gebiet unter Umständen nicht oder nur schwer umsetzbar zu sein. Hier empfeh-

len wir zeitnahe Untersuchungen zur Abklärung der Versickerungsfähigkeit der 

Böden vor Ort. 

Die Aufnahmefähigkeit des Untergrundes ist mittels Sickertest nach Arbeitsblatt 

DWA-A 138, Anhang B, exemplarisch an repräsentativen Stellen im Geltungsbereich 

nachzuweisen. 

Sollten die Untergrundverhältnisse eine oberflächennahe Versickerung nicht oder 

nicht flächendeckend zulassen, ist von der Gemeinde ein Konzept zur schadlosen 

Niederschlagswasserbeseitigung der betroffenen Flächen aufzustellen. Es reicht nicht 

aus, die Grundstückseigentümer zur dezentralen Regenwasserversickerung zu ver-

pflichten. 

Grundsätzlich ist für eine gezielte Versickerung von gesammeltem Niederschlags-

wasser eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehörde erforder-

lich. Die Antragsunterlagen sind vorab mit dem Wasserwirtschaftsamt abzustimmen. 

Einleitung in Oberflächengewässer: 

Für die Einleitung des Niederschlagswassers sind die Bestimmungen der Techni-

schen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in 

Oberflächengewässer (TRENOG) vom 17.12.2008 zu beachten.  

Grundsätzlich ist für eine gezielte Einleitung in oberirdische Gewässer (Gewässerbe-

nutzungen) eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehörde er-

forderlich.  
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Inwieweit vorher eine Pufferung erfolgen muss richtet sich nach den Bestimmungen 

der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung – NWFreiV – vom 01.01.2000 und 

der Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Nieder-

schlagswasser in Oberflächengewässer (TRENOG) vom 17.12.2008 sowie dem 

DWA-Merkblatt M 153 (Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser). 

Für die Vorbehandlung des Niederschlagswassers ist das Arbeitsblatt DWA A 102 zu 

beachten und anzuwenden. 

Für den Fall, dass die Ableitung über ein bereits bestehendes Regenrückhaltebecken 

geschieht, ist dessen Aufnahmekapazität (ATV-Arbeitsblatt A 117) nachzuweisen. 

Der nebenliegende Entwässerungsgraben, welcher zu einem Wiesengraben 

zum Moosgraben führt, existiert bereits eine Niederschlagswassereinleitung 

aus dem obenliegenden Baugebiet. Der zulässige maximale Drosselabfluss 

nach DWA-M 153 wäre bei einer entsprechenden Planung zu berücksichtigen. 

 

Hinweis: 

Aus den Antragsunterlagen ist nicht ersichtlich in welchem Umfang Dächer mit Zink-, 

Blei- oder Kupferdeckung zum Einsatz kommen. Wird die Gesamtfläche von 50 m² 

überschritten, sind ggf. zusätzliche Reinigungsmaßnahmen erforderlich. Bei be-

schichteten Metalldächern ist mindestens die Korrosionsschutzklasse III nach DIN 

55928-8 bzw. die Korrosivitätskategorie C 3 (Schutzdauer: „lang“) nach DIN EN ISO 

12944-5 einzuhalten. Eine entsprechende Bestätigung unter Angabe des vorgesehe-

nen Materials ist im Bedarfsfall vorzulegen. 

Bei schwierigen hydrologischen Verhältnissen sollten alle Möglichkeiten zur Reduzie-

rung und Rückhaltung des Regenwasseranfalles (z.B. durch Gründächer) genutzt 

werden. 

 

4. Hochwasserschutz/Überschwemmungsgebiete/Gewässer 

Der Planungsbereich liegt weder in einem festgesetzten, vorläufig gesicherten oder 

ermittelten Überschwemmungsgebiet noch in einem wassersensiblen Bereich.  
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5. Altlasten und Bodenschutz 

Hinsichtlich etwaig vorhandener Altlasten und deren weitergehende Kennzeich-

nungspflicht gemäß Baugesetzbuch sowie der boden- und altlastenbezogenen Pflich-

ten wird ein Abgleich mit dem aktuellen Altlastenkataster des Landkreises empfohlen. 

Es wird empfohlen, bei evtl. erforderlichen Aushubarbeiten das anstehende Erdreich 

generell von einer fachkundigen Person organoleptisch beurteilen zu lassen. Bei of-

fensichtlichen Störungen oder anderen Verdachtsmomenten (Geruch, Optik, etc.) ist 

das Landratsamt Straubing-Bogen bzw. das WWA Deggendorf zu informieren. 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB die Belan-

ge des Umweltschutzes, insbesondere die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden, 

zu berücksichtigen. Zur Durchführung der in § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB in Verbindung 

mit Anlage 1 Nr. 2a BauGB geforderten Umweltprüfung müssen die im Plangebiet 

vorkommenden Bodentypen benannt und deren natürlichen Bodenfunktionen (defi-

niert in § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BBodSchG) bewertet werden.  

Besonders relevant sind dabei die Bodenteilfunktionen: 

1. Standortpotential für die natürliche Vegetation 

2. Retention des Bodens bei Niederschlagsereignissen 

3. Natürliche Ertragsfähigkeit landwirtschaftlich genutzter Böden 

Eine erste Übersicht der im Plangebiet vorkommenden Bodentypen ist der Über-

sichtsbodenkarte (ÜBK) im Maßstab 1: 25000, erhältlich über die Datenstelle des LfU, 

zu entnehmen. Die Bewertung der Bodenfunktionen muss aus den Daten der Boden-

schätzung abgeleitet werden. Die Bodenschätzungskarten stehen kostenlos als PDF 

zur Verfügung. Die Auswertungsmethoden sind im Leitfaden „Das Schutzgut Boden 

in der Planung“ erläutert. 

Auf dieser Bodenfunktionsbewertung basiert die Prognose über die Entwicklung des 

Umweltzustandes bei Durchführung bzw. Nichtdurchführung der Planung. Ebenfalls 

sollen Maßnahmen zu Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nachteiligen 

Auswirkungen aufgezeigt werden.  

Nach § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umge-

gangen werden. Dazu wird empfohlen Flächen, die als Grünfläche oder zur gärtneri-

schen Nutzung vorgesehen sind, nicht zu befahren. Mutterboden, der bei Errichtung 

und Änderung baulicher Anlagen ausgehoben wird, ist nach § 202 BauGB in nutzba-

rem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und Vernichtung zu schützen.  

Zum Schutz des Mutterbodens und für alle anfallenden Erdarbeiten werden die Nor-

men DIN 18915 Kapitel 7.4 und DIN 19731, welche Anleitung zum sachgemäßen 
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Umgang und zur rechtskonformen Verwertung des Bodenmateriales geben, empfoh-

len. Es wird angeraten die Verwertungswege des anfallenden Bodenmaterials vor 

Beginn der Baumaßnahme zu klären. Hilfestellungen zum umweltgerechten Umgang 

mit Boden sind im Leitfaden zur Bodenkundlichen Baubegleitung des Bundesverban-

des Boden zu finden. 

6. Divers 

Bei Geländeanschnitten muss mit Hang- und Schichtwasseraustritten sowie mit wild 

abfließendem Oberflächenwasser aufgrund des darüber liegenden oberirdischen Ein-

zugsgebietes gerechnet werden. Der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers 

darf gem. § 37 WHG nicht nachteilig für anliegende Grundstücke verändert werden. 

7. Eigene Planungen 

Von dem genannten Bauleitplanverfahren ist keine Planung der Wasserwirtschafts-

verwaltung betroffen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Benjamin Rehm 

Baurat 

 



















 
Kreisgruppe Straubing-Bogen    

Albrechtsgasse 3 
94315 Straubing 

              
straubing@bund-naturschutz.de 

www.straubing.bund-naturschutz.de 
                            

   
                                             
                                         

Ihre Nachricht Vom Unsere Zeichen Straubing 

He  28.11.2022 AM. BBPL  202204 SO Nahversorgung 02.01.2023 

 

 
Bebauungs- mit Grünordnungsplan für das Sondergebiet Nahversorgung 
Änderung des Landschaftsplans mit Deckblatt Nr. 6 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die übersandten Unterlagen danken wir und nehmen im Namen unseres Landesverbandes Stellung: 
 

Wir lehnen das Vorhaben ab. 
 
Begründung:  
 

1. Auch wenn sich das Vorhaben an den Ortsrand anschließt, geht es nach Süden darüber hinaus. Nach dem 
Landschaftsplan soll hier nach Süden keine weitere Bebauung erfolgen. Das sehen wir genauso. 
Außerdem steht zu befürchten, dass weitere Bebauung folgen wird, wenn einmal angefangen wurde.  

2. Außerdem würde das Vorhaben „auf der grünen Wiese“ am Ortsrand im äußersten Südwesten von 
Steinach entstehen, was zu unnötigem Verkehr führen würde. Wenn ein Bedarf bestehen würde, wäre ein 
Platz näher am Ortskern besser.  

3. Das Maß der Bebauung geht mit einer Grundflächenzahl von 0,8 oder 0,9 nach unserer Meinung weit über 
das verträgliche Maß hinaus. Zusätzlich werden unnötigerweise die Verkehrsflächen und Parkplätze 
asphaltiert oder mit eng verlegten Betonpflaster versiegelt. 

4. Für uns stellt das Vorhaben einen unnötigen Flächenverbrauch dar, da in der Hauptsache eine Konkurrenz 
zum bestehenden Einzelhandel mit ähnlichem Sortiment erstellt wird. 

 
Bemerkung: 
 
In der Planung sind einige vorbildhaft Elemente enthalten sind, wie  

- die Nutzung des ersten Stockes über der Verkaufsfläche 
- die Wasserrückhaltung und -versickerung im Untergrund und 
- die Fassadenbegrünung, die aber leider nur nach Nordwesten erfolgen soll. 

Diese Maßnahmen dienen zur Anpassung an die Starkniederschläge und Klimaerwärmung und sollten bei 
künftigen Vorhaben berücksichtigt werden sollten. 
 

 
Bitte teilen Sie uns das Ergebnis der Behandlung im Gemeinderat mit. 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 

Andreas Molz 
Vorsitzender 
Kreisgruppe Straubing-Bogen 
andreasmolz@t-online.de 

 

Gemeinde Steinach 
Am Sportzentrum 
94377 Steinach 
 
info@steinach.bayern.de 
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